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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


1 . Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Welche Sofortm aßnahmen müßten und könnten 
nach Auffassung der Bundesregierung ergriffen 
werden, um der im jüngsten ZVS-Zuteilungsver- 
fahren erneut sichtbar gewordenen numerus-clausus- 
,, Lawine“ an den Hochschulen in der Bundes- 
republik Deutschland entgegenzuwirken? 


2. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung inzwischen erste Er- 
Dr. Schweitzer gebnisse des sogenannten Vorlaufs einer umfassen- 
(SPD) den Kapazitätsberechnung an den Hochschulen der 

Bundesrepublik Deutschland vor, und wenn ja, wie 
sind diese zu beurteilen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


3. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Gibt es auf Grund der zur Zeit angespannten Ar- 
beitsmarktlage in der Bundesrepublik Deutschland 
Schwierigkeiten bei der beruflichen Rückgliederung 
heimkehrender Entwicklungshelfer, wenn ja, bei 
welchen Berufsgruppen ist dies besonders zu beob- 
achten, und kann die Bundesregierung Angaben 
darüber machen, wie lange die durchschnittliche 
Eingliederungsdauer 1972 war und wie lange sie 
seit August 1974 ist? 


4. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 
(CDU/CSU) 


Welche praktischen Maßnahmen, neben dem Ver- 
teilen von Informationsmaterial, ist die Bundes- 
regierung bereit zu ergreifen, um den zurückkehren- 
den Entwicklungshelfern die berufliche Rück- 
gliederung zu erleichtern, und sieht die Bundes- 
regierung eine Gefahr darin, daß, wenn jetzt heim- 
kehrende Entwicklungshelfer berufliche Eingliede- 
rungsschwierigkeiten haben, sich künftig zu wenig 
neue Fachkräfte zum Entwicklungshilfedienst bereit 
finden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


5. Abgeordneter 

Freiherr von 

Kühlmann- 

Stumm 


(CDU/CSU) 


Welche konkreten Vorstellungen hat die Bundes- 
regierung bei der letzten Sitzung im EG-Minister- 
rat (Rat der Finanzminister) entwickelt, um zu 
einer Senkung der Ausgaben der Europäischen 
Gemeinschaften — vor allem im Agrarsektor — zu 
gelangen? 
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6. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Behauptungen, z. B. 
im fdk tagesdienst vom 19 . September 1975, 
bestätigen und mit exakten Zahlen im Vergleich 
zu den EG-Ländern beweisen, daß sich die deut- 
schen ,, landwirtschaftlichen Einkommen 1974/75 
und besonders im 2. Halbjahr 1975 im Vergleich 
zu den Agrareinkommen in allen anderen EG- 
Partnerländern außerordentlich günstig entwickelt“ 
haben, und rechtfertigt dies den Abbau des 3%igen 
Mehrwertsteuerausgleichs? 


7. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, einen Überblick 
zu geben nach Zahl und Umfang der Anträge auf 
Förderung landwirtschaftlicher Althofsanierung, 
welche zur Zeit bei den zuständigen Stellen ein- 
gereicht werden, und welcher Anteil mit den zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmitteln Berücksichti- 
gung finden kann? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ihre neue Konzep- 
Höcherl tion für die europäische Agrarpolitik bekanntzu- 

(CDU/CSU) geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Infor- 
Stahlberg mationsschrift zum Bauinvestitionsprogramm die 

(CDU/CSU) bauwilligen Antragsteller erst erreichte, als die zins- 

verbilligten Mittel bereits vergeben waren? 


10. Abgeordneter Worin sieht unter diesen Gegebenheiten die Bundes- 
Stahlberg regierung den Sinn einer solchen Information? 

(CDU/CSU) 


11 . 


Abgeordneter 

Geisenhofer 

(CDU/CSU) 


Bis wann und mit welcher Zielrichtung ist die Bun- 
desregierung bereit, die auch von ihr für reform- 
bedürftig gehaltene und mit dem Entwurf eines 
Wohnungsmodernisierungsgesetzes in Aussicht ge- 
stellte Änderung der Ermächtigungsgrundlage (Arti- 
kel 6 des Gesetzes vom 4. November 1971, Bun- 
desgesetzblatt I S. 1745) zum Erlaß der Zweck- 
entf rem dungsver Ordnungen vorzulegen? 


12. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Welche Erfahrungen besitzt die Bundesregierung in 
bezug auf das sogenannte ,, Windhund-Verfahren“, 
das sie bei ihrem Sonderfinanzierungsprogramm 
vorschreibt, und trifft es zu, daß dieses Verfahren 
zu erheblichen Nachteilen für die vielen Bürger 
ohne besondere Beziehungen führen muß, die sich 
ein Haus bauen o'der ihr Familienheim moderni- 
sieren wollen? 
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13. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß das Land Nord- 
Dr. Schneider rhein-Westfalen den Landesrechnungshof beauftragt 
(CDU/CSU) hat, die Mittelvergabe aus dem Modernisierungs- 

programm des jüngsten Konjunkturförderungspro- 
gramms zu überprüfen, und auf welche Weise be- 
absichtigt die Bundesregierung, ihrerseits die Ver- 
gabepraxis zu überprüfen und eventuell festge- 
stellte Mißbräuche auszugleichen? 


14. Abgeordneter 
Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über eine zunehmende Entwicklung vor, jeweils 
durch Umzüge in neuere Sozialwohnungen sub- 
ventionsbedingten Mietpreissteigerungen auszuwei- 
chen, und wie hoch ist die durchschnittliche ,, ver- 
bleibende Mietbelastung“ in den Sozialwohnungen 
der Baualtersgruppen von 1971 bis 1975 bei be- 
stimmten Gruppen der Bevölkerung? 


15. Abgeordneter Wie setzt sich das nach dem ,, Windhund-Verfahren“ 
Niegel zu verteilende Sonderprogramm zur Altbaumoderni- 

(CDU/CSU) sierung in absoluten und relativen Zahlen der zu 

berücksichtigenden Antragsteller und Wohnungen, 
getrennt nach Einfamilienhäusern, Mehrfamilien- 
häusern, privaten Wohnungsunternehmen und ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen sowie die An- 
teile der einzelnen Bankengruppen, zusammen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. 


Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß beim Bundesamt für Zivil- 
schutz seit längerer Zeit Honorarverträge, wenn ja 
mit welcher Dotierung, mit ehemaligen pensionier- 
ten Mitarbeitern bestehen, unter anderem sogar mit 
einem mit 62 Jahren vorzeitig pensionierten Ab- 
teilungsleiter, die sich auf Fachgebiete beziehen, 
für die fachlich qualifizierte Mitarbeiter vorhanden 
sind, die jedoch durch die Tätigkeit der honorierten 
ohne Qualifikation angemessene Beschäftigung 
bleiben? 


17. Abgoerdneter Wie sieht die Bundesregierung die Vereinbarkeit 
Dr. Franz derartiger Honorarverträge mit dem ansonsten 

(CDU/CSU) propagierten Sparprogramm? 


18. Abgeordnetei 

Schwabe 

(SPD) 


Bedeutet die geplante Verdoppelung der Kapazität 
des Kernkraftwerks Biblis eine Verdoppelung oder 
eine Vervielfachung des unvermeidlichen Rest- 
risikos? 


19. Abgeordneter 
Schwabe 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung es für richtig, daß das 
schon jetzt größte Kernkraftwerk der Welt schon 
jetzt in seiner Kapazität noch einmal verdoppelt 
wird? 
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20. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick auf 
das von ihr vorgesehene Datenschutzgesetz die 
am 27. September 1975 in Kraft getretene Privacy 
Act der USA von 1974, die für den Schutz der 
Privatsphäre des Einzelnen Regelungen enthält? 


21. Abgeordneter 
Wüster 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu wirken, 
daß die in der Verordnung über Sonderurlaub für 
Bundesbeamte und Richter getroffene Regelung, 
Sonderurlaub nur für aus Mitteln des Bundes- oder 
eines Landesjugendplans geförderter Maßnahmen 
zu gewähren, dahin gehend geändert wird, daß auch 
für die ehrenamtliche Tätigkeit innerhalb kommu- 
nal geförderter Maßnahmen Sonderurlaub gewährt 
wird? 


22. Abgeordneter 
Dr. Kraske 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich eine 
Neufassung der ,, Technischen Anleitung zur Rein- 
haltung der Luft“ (TA-Luft) vorzulegen, die ins- 
besondere klarere Vorschriften für die vierjährige 
Übergangszeit enthält, nachdem sich im Verwal- 
tungsgerichtsstreit über den Ausbau des Kohle- 
kraftwerks in Voerde gezeigt hat, daß Regierungs- 
präsident und Verwaltungsgericht die vorliegende 
TA-Luft in entscheidenden Punkten unterschied- 
lich ausgelegt haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


23. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
noch keinen Antrag auf Auslieferung der fünf im 
Süd-Jemen befindlichen linksradikalen Terroristen 
gestellt, und wie gedenkt die Bundesregierung 
ihrer rechtsstaatlichen Pflicht nachzukommen, diese 
Terroristen ihrer gesetzmäßigen Strafe zuzu führen? 


24. Abgeordneter Für welche Delikte wird in der DDR im ,,Besonde- 
Böhm ren Teil“ des Strafgesetzbuches die Todesstrafe 

(Melsungen) angedroht? 

(CDU/CSU) 


25. Abgeordneter Wieviel Todesurteile wurden in der DDR seit 1949 
Böhm verhängt und volistreckt? 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


5 



Drucksache 7/4138 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß auf Grund des § 35 der 
Bundeshaushaltsordnung die im Städtebauförde- 
rungsgesetz für Entwicklungs- und Sanierungs- 
gebiete vorgesehenen Zuwendungen des Bundes 
und der Länder nicht neben Bundes- und Landes- 
zuwendungen nach anderen Gesetzen, z. B. nach 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, gewährt 
werden können, und teilt die Bundesregierung die 
Auffassung, daß durch eine derartige Handhabung 
das Städtebauförderungsgesetz in seiner Wirksam- 
keit einschneidend beeinträchtigt würde, und wird 
sie dementsprechend Vorschläge zur Abhilfe - ge- 
gebenenfalls durch Vermerke im Bundeshaushalts- 
plan — unterbreiten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Versuch, 
mit Hilfe sogenannter Steuermodelle (Kölner 
Modell, Hamburger Modell, Immobilienfonds in 
Form von Kommanditgesellschaften) die Finan- 
zierung öffentlicher Einrichtungen, z. B. von über- 
örtlichen Kläranlagen, in einer Zeit vorzunehmen, 
in der die schwierige Lage der öffenthchen Haus- 
halte eine Streckung derartiger Vorhaben erzwingt 
und die öffentliche Hand damit nicht in dem 
volkswirtschaftlich notwendigen Maß antizyklisch 
tätig werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihren grundsätz- 
lichen Widerstand gegen derartige Finanzierungs- 
formen dann aufzugeben und die Finanzbehörden 
zu einer entsprechend positiven Einstellung anzu- 
halten, wenn es sich um die Finanzierung öffent- 
licher Aufgaben mit Hilfe privater Kapitalanleger 
handelt, und kann damit gerechnet werden, daß 
die Erlasse, durch die die Steuergesetze für die 
Finanzierung von Wohnungsvorhaben mit Hilfe 
dieser Modelle einengend interpretiert worden 
sind, für die Finanzierung öffentlicher Vorhaben 
auf diesem Wege aufgehoben werden? 


29. Abgeordneter Haben die Vorschläge der Bundesregierung zur Ein- 
Eigen sparung im EAGFL-Fonds in Brüssel die mit 8 zu 1 

(CDU/CSU) abgelehnt wurden, dem deutschen Ansehen in der 

Europäischen Gemeinschaft sehr geschadet, und 
warum hat die Bundesregierung nicht behutsame 
Verhandlungen eingeleitet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. 


Abgeordneter 

Dr. Arnold 


(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung eine genaue Übersicht 
darüber, wieviel Firmen in der Bundesrepublik 
Deutschland im bisherigen Verlauf des Jahrs 1975 
in Konkurs oder Vergleich gingen, und kann sie 
insbesondere sagen, wieviel kleine und mittlere 
Betriebe es sind? 
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3 1 . Abgeordneter 
Breidbach 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung nach der ver- 
waltungsgerichtlich erzwungenen Stillegung des 
Kraft werkausbaus in Voerde (Niederrhein) die 
Chancen für die zeitgerechte Verwirklichung 
des von ihr vorgelegten Programms zum Bau zu- 
sätzlicher Kohlekraftwerke mit einer Gesamt- 
leistung von 6000 MW? 


32. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen 
Wolfram der von den OPEC-Staaten beschlossenen Ölpreis- 

( Recklinghausen) erhöhungen? 

(SPD) 


33. Abgeordneter Welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die 
Wolfram Realisierung des fortgeschriebenen Energiekon- 

( Recklinghausen) zepts? 

(SPD) 


34. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, daß die 
für das Konjunkturprogramm gesetzten Termine 
zu kurzfristig sind, und durch die Ableistung von 
Überstunden zur Termineinhaltung die Konjunk- 
turmaßnahmen nur einen bedingten Erfolg haben 
können? 


35. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wenn die jetzigen Terminfestsetzungen Sinn und 
Zweck einer dauerhaften Beschäftigung nicht 
erfüllen, frage ich die Bundesregierung, ob sie 
kurzfristig bereit ist, die Termine zu verlängern? 


36. Abgeordneter 

Wende 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die von deutschen Automobilclubs heraus- 
gegebenen Schutzbriefe für Kfz-Hilfe in allen 
west- und osteuropäischen Ländern — mit Aus- 
nahme von Albanien und der DDR — anerkannt 
werden, und sieht die Bundesregierung Möglich- 
keiten, dazu beizutragen, daß diese Schutzbriefe 
auch in der DDR Gültigkeit erhalten? 


37 Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts des großen 
Bedarfs an beruflichen Ausbildungsplätzen im 
Zonenrandgebiet zusätzliche Förderungen im Rah- 
men der ,, Gemeinschaftsaufgabe regionale Wirt- 
schaftsstruktur“ für diesen Raum einzubauen? 


38. Abgeordneter 
Schmidhuber 
(CDU/CSU) 


Wie stellt die. Bundesregierung sicher, daß die 
Kraftwerkunion bis Ende November ein endgültiges 
verbindliches Angebot auf Lieferung eines Kern- 
kraftwerks in die Republik Südafrika abgeben kann, 
und warum hat die Bundesregierung auf entspre- 
chende Sondierungen noch nicht geantwortet, 
obwohl der Export unter volkswirtschaftlichen 
und versorgungspolitischen Gesichtspunkten ge- 
boten ist und ihm keine rechtlichen Hindernisse 
entgegenstehen? 
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39. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung einen Antrag der Kraft- 
werksunion auf Ausfuhrgenehmigung für ein 
Kernkraftwerk nach Südafrika positiv oder negativ 
bescheiden, und welche Gründe werden für ihre 
Entscheidung ausschlaggebend sein? 


40. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
Marschall in unserer Wirtschaftsordnung keinerlei Formen der 

(SPD) Investitionslenkung gibt, oder daß in einzelnen 

Wirtschaftsbereichen differenzierte Beeinflussungs- 
möglichkeiten des Staates vorhanden sind? 


41. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, zu 
Marschall einer Versachlichung der öffentlichen Diskussion 

(SPD) über Formen der Investitionslenkung beizutragen? 


42. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu Äußerungen des 
Agrarkommissars Lardinios, die Bundesrepublik 
Deutschland sei der eigentliche Gewinner der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gewesen, 
denn ein wesentlicher Teil des Bruttosozialpro- 
duktes von ca. 1 Billion DM sei durch die EWG 
bedingt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


43. 


Abgeordneter 

Dr. Dübber 


(SPD) 


Wie hoch sind die jährlichen Rentenausgaben der 
Bundesanstalt für Angestellte und der Bundesbahn- 
versicherungsanstalt für solche Einwohner West- 
Berlins, deren Sozialversicherungsbeiträge während 
ihrer Beschäftigung bei der Deutschen Reichsbahn 
innerhalb von Berlin (West) an Versicherungsorgane 
der DDR abgeführt worden sind? 


44. Abgeordneter 
Dr. Haenschke 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung einen Vorschlag 
des Marburger Bunds, durch Einführung von Ge- 
bührenzuschlägen bzw. -abschlägen der ärztlichen 
Unterversorgung in bestimmten Gebieten ent- 
gegenzuwirken? 


45. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Ist die Behauptung des Informationsdienstes des 
Bayerischen Bauindustrieverbands richtig, daß Bau- 
firmen vom Arbeitsamt den Bescheid erhalten, 
deutsche Bauarbeiter stünden — auch im Rahmen 
des überbezirklichen Vermittlungsausgleichs — nicht 
zur Verfügung und daß gleichzeitig die Arbeits- 
erlaubnis für ausländische Bauarbeiter unter Hin- 
weis auf Zuzugsperren verweigert wird? 


46. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
Dr. Kempfier gegen solche Mißstände zu unternehmen? 
(CDU/CSU) 
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47. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie groß die Zahl 
der Firmen ist, die über die im Gesetz zur Ver- 
besserung der betrieblichen Altersversorgung vor- 
geschriebene Dreimonatsfrist, vom 31. Mai 1975, 
nach § 1 1 des Gesetzes die Meldung unterlassen 
haben, und welche Konsequenzen ergeben sich 
daraus für beide Parteien — Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer? 


48. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung, und in welcher Form, 
darauf drängen, daß die Meldungen nach Maßgabe 
des Gesetzes nachgeholt werden, damit die Rechte 
der betroffenen Beschäftigten nicht geschmälert 
werden? 


49. Abgeordneter 

Ziegler 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der ,,WelF‘ vom 4. Oktober 1975 
zu, der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung habe sich geweigert, die vom Bundesminister 
der Finanzen und vom Bundesminister für Wirt- 
schaft für den zum 31. Oktober 1975 vorzulegenden 
Rentenanpassungsbericht beigebrachten Grundan- 
nahmen zu akzeptieren, weil dann der Beitragssatz 
von 18 % spätestens 1978 erhöht werden müßte, 
und wie will die Bundesregierung gleichwohl ihrer 
gesetzlichen Pflicht nachkommen, die von ihr für 
wahrscheinlich gehaltenen Annahmen zu nennen 
und auf dieser Grundlage ihren Vorschlag für die 
Höhe des Beitragssatzes zu unterbreiten? 


50. Abgeordneter 

Ziegler 

(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung kommt der Vorlage von vier, 
die jährliche beitragsgerechte Rentenanpassung 
nivellierenden, Modellen im Unterausschuß Ren- 
tenversicherung der sozialpolitischen Gesprächs- 
runde zu, und inwieweit stimmen solche Über- 
legungen mit der Zusage überein, die beitrags- 
gerechte Rentenanpassung nicht abzubauen? 


51. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Staaten hat die Bundesrepublik 
Deutschland Sozialversicherungsabkommen nach 
dem sogenannten Eingliederungsprinzip abgeschlos- 
sen? 


52. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Staaten hat die Bundesrepublik 
Deutschland Sozialversicherungsabkommen nach 
dem sogenannten Rentenexportprinzip abgeschlos- 
sen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


53. Abgeordneter 

Reiser 

(SPD) 


Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, amtie- 
rende Jugendvertreter auf deren eigenen Wunsch 
vom Wehr- und Zivildienst zurückzustellen, wie 
dies auf dem letzten DGB-Bundeskongreß gefor- 
dert wurde? 
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54. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der Süd- 
deutschen Zeitung vom 22. September 1975 über 
das Manöver Große Rochade gemachte Aussage, 
wonach ein General meinte, die Verlustquoten der 
während der Großen Rochade ,,abgeschossenen'‘ 
Panzer lägen im Divisionsrahmen bei rund zehn Pro- 
zent pro Großangriff, während ein anderer 
,, Schlachtenlenker“ die Ausfälle durch ,, Waffen- 
einwirkung“ gleich auf ein Mehrfaches hiervon 
schätzte? 


55. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
anstelle der völlig überforderten Manöverschieds- 
richter mechanische, elektronische oder laser- 
abhängige Indikatoren zu entwickeln bzw. einzu- 
setzen, um so exakte und der Wirklichkeit weit- 
gehend entsprechende Ausfallquoten zu erhalten? 


56. Abgeordneter 

Hauser 

(Bonn- 

Bad Godesberg) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt und beurteilt die Bundesregierung die 
Tatsache, daß sich in dem Demonstrationszug am 
21. September 1975 in Bonn, der im Wesentlichen 
vom Kommunistischen Bund Westdeutschland or- 
ganisiert wurde, eine beachtliche Anzahl Bundes- 
wehrsoldaten in Uniform befanden? 


57. Abgeordneter 

Hauser 

(Bonn- 

Bad Godesberg) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um für 
die Zukunft einer Teilnahme von Bürgern in Uni- 
form an Demonstrationen entgegenzuwirken, in 
denen Parolen wie ,,Wenn die Verfassung gegen 
das Volk ist, ist das Volk gegen die Verfassung“ 
verbreitet werden? 


58, Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


Stimmen Presseberichte über französische Raketen- 
basen im französischen Departement Oberelsaß, 
und sind der Bundesregierung Stationierung, Feuer- 
kraft und Reichweite der sogenannten Pluton- 
Raketen bekannt, und hat die Bundesregierung 
sich wegen dieser Fragen mit der französischen 
Regierung ins Benehmen gesetzt, um zu erreichen, 
daß diese Pluton-Raketen nicht im grenznahen 
Raum stationiert werden? 


59. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß aus Transport und Lagerung 
Dr. Böhme der Atomsprengköpfe keine Gefährdung für die 

(Freiburg) grenznahe deutsche Bevölkerung ausgehen kann? 

(SPD) 


60. Abgeordneter Wird die Bundesregierung alle Reisen von Ange- 

Hansen hörigen der Bundeswehr, die Geheimträger der 

(SPD) Stufe II sind, in Länder ohne freiheitlich-demo- 

kratische Regierungssysteme genehmigungspflichtig 
machen? 


61, Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die NATO die An- 

Hoffie läge des Kernkraftwerks Biblis als Anflugziel bei 

(FDP) Flugübungen benutzt und wenn ja, was wird die 

Bundesregierung dagegen unternehmen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


62. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


Trifft die im Express-Interview am Mittwoch, dem 
l. Oktober 1 975, auf die Frage; ,,Wo hakt es bei 
der Durchführung von Gesetzen?“ getroffene 
Feststellung zu: ,,Zum Beispiel bei der Lebens- 
mittelüberwachung. Da werden nach wie vor nur 
Stichproben gemacht. In vielen Füllen ist das Zeug 
längst gegessen und verdaut, ehe man bei einer 
chemischen Analyse darauf kommt, daß es sich 
um verdorbene Ware handelte.“'^ 


63. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 
(SPD) 


Tfeffen Meldungen zu, wonach der Verbrauch von 
Schlaf- und Beruhigungsmitteln, die Brom oder 
Bromverbindungen enthalten, in den vergangenen 
Jahren stark zugenommen hat, und wie beurteilt die 
Bundesregierung die gesundheitlichen Folgen eines 
längere Zeit andauernden Gebrauchs derartiger 
Arzneimittel, und hält sie gegebenenfalls die Ein- 
führung einer Rezeptpflicht für diese Mittel für 
geboten? 


64. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach in Amerika 
wegen Krebsgefahr ein PVC-Verpackungsverbot für 
Lebensmittel erwogen werden soll, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung gegebenenfalls derartige 
Erwägungen zum Schutz der Bevölkerung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


65. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung im Hinblick auf den in- 
zwischen erfolgten weiteren Ausbau des Straßen- 
netzes die EG-Vorschrift noch für gerechtfertigt, 
nach der größere Lkw’s täglich nur eine Fahrstrecke 
von maximal 450 km zurücklegen dürfen, wenn sie 
nur mit einem Fahrer besetzt sind? 


66. Abgeordneter 

Dr. Jobst 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf eine Abänderung 
dieser EG-Vorschrift und auch darauf hinzuwirken, 
daß bis zu deren Abänderung die Überwachung 
dieser Vorschrift in der Bundesrepublik Deutschland 
nach der Praxis in den anderen EG-Staaten erfolgt? 


67. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Staatssekretär Ruhnau vom Bun- 
desverkehrsministerium durch eine Intervention 
eines nordrhein-westfälischen Landtagsabgeordneten 
beim Staatssekretär des Ministeriums für Wirt- 
schaft, Mittelstand und Verkehr des Landes Nord- 
rhein-Westfalen die Zusage gemacht haben soll, 
daß der Ausbau einer Autobahn bzw. einer Bun- 
desslraße von der Ausbaustufe 1 b in die Dring- 
lichkeitsstufe I a aufgenommen werde, und welche 
Umstände waren für die Anhebung der Dring- 
lichkeitsstufe maßgebend? 
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68. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich der Betrag von über 200 DM. der 
vom Technischen Überwachungsverein bei der 
Begutachtung der ,, Eignung zum Führen von Kraft- 
fahrzeugen“ auch von Rentnern unter Hinweis auf 
die Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßen- 
verkehr gefordert wird, und wie setzt sich dieser 
Betrag im einzelnen zusammen? 


60. Abgeordnete 

Frau 

Funcke 

(FDP) 


ln welcher Zeitspanne werden an Wochenenden und 
bei zusammenhängenden Feiertagen Fernsprech- 
störungen - außer in besonderen Notfällen - nicht 
behoben, und welcher Stau ergibt sich dadurch? 


70. Abgeordnete 

Frau 

Funcke 

(FDP) 


Wie wird sichergestellt, daß insbesondere allein- 
stehende, ältere oder kranke Fernsprechteilnehmer 
nicht durch den Ausfall des Fernsprechers am 
Wochenende gefährdet sind? 


71. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die 1973 vom 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
erlassene Richtlinie über das grundsätzliche Verbot 
der Abholung von Postsendungen mit Postfahr- 
zeugen aus den Geschäftsräumen der Selbstbucher 
dahin gehend zu ergänzen, daß Ausnahmen in den- 
jenigen Fällen gestattet werden, in denen eine 
starre Ausführung der Richtlinie den wirtschaft- 
lichen Interessen der Deutschen Bundespost oder 
den strukturpolitischen Maßnahmen und Plänen von 
Bund und Ländern zuwiderläuft, oder in denen dem 
Erfordernis der Verhinderung formaler Vorteile in 
einzelnen Unternehmen durch die Deutsche Bundes- 
post die doppelte Notwendigkeit der Entlastung der 
Post oder der volkswirtschaftlich gebotenen Förde- 
rung von Unternehmen in wirtschaftsschwachen 
Regionen vorrangig gegenübersteht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


72. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung bei den Behörden der 

Dr. Arnold DDR dafür einsetzen, daß es gemäß dem auf der 

(CDU/CSU) KSZE-Konferenz in Helsinki vereinbarten Grund- 

satz eines freieren Informationsaustausches in ab- 
sehbarer Zeit möglich sein wird, Zeitungen aus der 
Bundesrepublik Deutschland an Kiosken in Ost- 
Berlin, Rostock, Leipzig, Erfurt und anderen 
Städten zu kaufen? 


73. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung trotz der gegenwärtigen 
angespannten Haushaltstage bereit, mit der DDR 
ein Abkommen über den Ausbau der Transitstraßen 
nach Berlin ohne finanzielle Eigenleistung der DDR 
abzuschließen, und wenn nein, welchen prozen- 
tualen Anteil an den Ausbaumaßnahmen ist die 
Bundesregierung bereit, äußerstenfalls zu über- 
nehmen“? 
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74. Abgeordnetei 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Worauf sind die Zahlendifferenzen in den, ent- 
sprechenden Angaben über den Straßen- und Schie- 
nenverkehr zwischen Berlin und dem übrigen Bun- 
desgebiet durch die Bundesregierung und den Senat 
von Berlin für die Zeit nach Inkrafttreten des Vier- 
mächteabkommens über Berlin zurückzuführen, 
die sich aus den jährlichen Berichten des Senats 
von Berlin über die Durchführung des Viermächte- 
abkommens und den Jahresberichten der Bundes- 
regierung laut nachstehender Aufstellung ergeben? 
Bundesregierung Senat 

1972 10,48 Mio. 1 1 ,60 Mio. Personen 

1973 13,67 Mio. 1 2,78 Mio. Personen 

1974 13,05 Mio. 13,28 Mio. Personen 


75. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich mit dem Senat 
von Berlin auf übereinstimmende bzw. untereinan- 
der vergleichbare Zahlenangaben über den Bund und 
Berlin gleichermaßen betreffende Angelegenheiten 
zu verständigen? 


76. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung auf Grund der Beschlüsse 
von Helsinki gegenüber der DDR Protest erhoben, 
daß derzeit zwischen Harz und Hessen neue Sperr- 
systeme wie Selbstschußanlagen usw. errichtet 
werden? 


77. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung weiterhin der Ansicht, die 
Vereinbarung mit der DDR über den Fischfang in 
der Lübecker Bucht vom 29. Juni 1974 stelle eine 
„befriedigende Sicherung der praktischen und wirt- 
schaftlichen Interessen der Lübecker Stadtfischer 
dar“, obwohl die Betroffenen die Folgen dieser 
Vereinbarung — insbesondere die Preisgabe von 
Fischrechten an der mecklenburgischen Küste, 
die zeitlichen Begrenzungen des Fischens sowie 
die Modalitäten der Visaregelung — als schwere 
Belastung empfinden? 


78. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu dem von den 
Lübecker Stadtfischern erhobenen Vorwurf, sie 
habe mit der Vereinbarung vom 29. Juni 1974 in 
verbürgte Rechte der Lübecker Stadtfischer ein- 
gegriffen, ohne hierzu berechtigt zu sein, und 
welche Gründe haben die Bundesregierung ver- 
anlaßt, die betroffenen Lübecker Stadtfischer 
weder an den Verhandlungen zu beteiligen noch 
zu konsultieren? 


79. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen die Zuschüsse 
Wohlrabe zur Förderung von Reisen nach Berlin und an die 

(CDU/CSU) Zonengrenze im Rahmen des Bundeshaushalts 

gekürzt werden sollen? 


80. Abgeordneter Welche Mittel sind für die Förderung von Reisen 

Wohlrabe nach Berlin von 1970 bis 1974 jährlich aus dem 

(CDU/CSU) Bundeshaushalt ausgegeben worden, und wie hoch 

sind die Ansätze für die Haushaltsjahre 1975 und 
1976? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


81. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach noch un- 
bekannte Mengen tritiumhaltiger Chemieabwässer 
durch ein Leck im Klärwerk des Kernforschungs- 
zentrums Karlsruhe versickern, wenn ja, ist dadurch 
eine Gefährdung des Trinkwassers möglich bzw. 
gegeben? 


82. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Untersuchungen vor, 
wie es möglich sein konnte, daß tritiumhaltige 
Chemieabwässer ins Grundwasser gelangen konnten, 
und welche Folgerungen gedenkt die Bundesre- 
gierung daraus zu ziehen? 


83. 


Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse einer 
verstärkten Reaktorsicherheitsforschung die bis- 
her im Bundesforschungsministerium bearbeitete 
Reaktorsicherheitsforschung dem Bundesinnenmini- 
sterium zuzuordnen und im Interesse einer spar- 
sameren Haushaltswirtschaft die Haushaltsmittel 
schon im Jahr 1976 vom Bundesforschungsmini- 
sterium auf das Bundesinnenministerium zu ver- 
lagern? 


84. Abgeordneter 

Lenzer 

' (CDU/CSU) 


Welche Gutachten und Studien zu wirtschafts- 
wissenschaftlichen oder wirtschaftsstrukturpoliti- 
schen Fragen sind seit Amtsantritt von Bundes- 
minister Matthöfer vom Bundesforschungsmini- 
sterium in Auftrag gegeben worden, und wie fand 
im einzelnen eine Koordinierung mit dem Bundes- 
wirtschaftsministerium statt? 


8^. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im For- 
schungsbericht festgelegte Zielsetzung der For- 
schungspolitik ,, Sicherung der Arbeitsplätze der 
Zukunft“ im Zusammenhang mit den beschlos- 
senen Kürzungsmaßnahmen im Bereich der For- 
schung, und welche strukturpolitischen Effekte 
erwartet die Bundesregierung auf Grund der von 
ihr beschlossenen Kürzungen im Forschungsbe- 
reich? 


86. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hat sich die Forschungstätig- 
keit in der Wirtschaft in diesem und im letzten Jahr 
auf Grund der verschlechterten Wirtschaftslage 
verringert, und gedenkt die Bundesregierung, die 
Forschungstätigkeit der Wirtschaft durch eine 
verstärkte indirekte Forschungsförderung zu ver- 
stärken? 


87. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellungen hat der Bundesminister für 
Forschung und Technologie über die zukünftige 
Arbeit des Europäischen Raumfahrtkontrollzen- 
trums ESOC in Darmstadt, und welche Rolle spielt 
insbesondere ESOC im Rahmen der europäischen 
Weltraumforschung? 
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88. Abgeordneter Trifft es insbesondere zu, dali die Benutzung der 
Pfeffermann Erdfunkstelle bei Michelstadt ab 1978 nicht mehr 

(CDU/CSU) gewährleistet ist, da die Deutsche Bundespost die 

hierfür notwendigen Frequenzen nicht weiter zur 
Verfügung stellen will, und was wird unternommen, 
um hier baldmöglichst eine Klärung herbeizuführen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


89. Abgeordneter 

iauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Dienst- 
gebäude der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland in Ost-Berlin am 17. Juni 
1975, dem Tag der Deutschen Einheit, unbeflaggt, 
am 26. Jahrestag der DDR-Gründung, am 7. Okto- 
ber 1975, jedoch beflaggt war und das Dienst- 
personal Dienstbefreiung hatte, und wie beurteilt 
die Bundesregierung die Maßnahmen des Staats- 
sekretärs Gaus in beiden Fällen? 


90. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/CSU) 


Treffen Presseberichte zu, wonach der frühere 
Bundesinnenminister Genscher den damaligen Bun- 
deskanzler Brandt Ende Mai 1973 nur vage darüber 
informierte, daß jemand aus dem Bundeskanzleramt 
nach den Erkenntnissen des Bundesamts für Ver- 
fassungsschutz für die DDR arbeiten solle? 


91. Abgeordneter 
Zeyer 

(CDU/CSU) 


Hat der damalige Bundeskanzler Brandt seinen 
persönlichen Referenten Guillaume nur deshalb 
im Jahr 1973 an seinen Urlaubsort in Norwegen 
mitgenommen, weil er nicht im einzelnen über die 
vorliegenden Verdachtsmomente unterrichtet 
worden war und außerdem davon ausging, daß 
Guillaume in Norwegen observiert werde? 


92. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Womit begründet die Bundesregierung die Be- 
flaggung der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland in Ost-Berlin anläßlich des 
26. Jahrestages der DDR-Gründung und die Nicht- 
beflaggung der Ständigen Vertretung anläßlich des 
Tages der Deutschen Einheit am 17. Juni, der zu 
den gesetzlichen Feiertagen der Bundesregierung 
Deutschland zählt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


93. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerungen, die 
Hösl Auffassungen des Senats von Berlin zum Vier- 

(CDU/CSU) Mächte-Abkommen seien unbefugt und läppisch, 

und was hat die Bundesregierung getan, um dem- 
gegenüber deutlich zu machen, daß sie und der 
Senat von Berlin nichts anderes tun, als die Bin- 
dungen zwischen dem Bund und dem Land Berlin 
zu entwickeln, wie dies durch das Vier-Mächte-Ab- 
kommen bestätigt worden ist? 
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94. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des „Tagesspiegel“ vom 30. Sep- 
tember 1975 zu, der Regierende Bürgermeister von 
Berlin habe den Berlinern empfohlen, notfalls auf 
Reisen in Ostblockländer zu verzichten, falls ihnen 
zugemutet werde, eine andere Angabe statt der 
Staatsangehörigkeit „deutsch“ zu machen, und was 
hat die Bundesregierung unternommen, um die 
betreffenden Mitglieder des Warschauer Paktes zu 
veranlassen, ein dem deutschen Staatssangehörig- 
keitsrecht entsprechendes Verhalten der Reisenden 
zu respektieren und anzuerkennen? 


95. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Trifft die insbesondere von amtlichen sowjetischen 
Stellen mehrfach aufgestellte Behauptung zu, der 
Text der Schlußakte von Helsinki der Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) sei im Westen und insbesondere in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht oder nicht 
vollständig veröffentlicht worden? 


96. Abgeordneter 

Dr. Arndt 

(Hamburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, dem Deutschen 
Bundestag mitzuteilen, welche Veröffentlichungen 
des vollständigen Textes der KSZE-Schlußakte 
von Helsinki von ihr veranlaßt oder ihr bekanntge- 
worden sind? 


97 Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung weiterhin der Ansicht, daß 
die Sicherheit von Staatsbürgern und Touristen aus 
der Bundesrepublik Deutschland in Spanien gewähr- 
leistet ist, nachdem von der spanischen Polizei 
(unter ähnlichen Gegebenheiten wie vor einigen 
Monaten) ein deutscher Staatsbürger erschossen 
worden ist und ein Bildreporter des ,, Stern“ in 
Ausübung seines Berufs von der dortigen Polizei 
mißhandelt wurde? 


9^. Abgeordneter 
Dr. Schulz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Staatsminister Wischnewski an 
einer europäisch-arabischen Parlamentariertagung 
in Anwesenheit von Vertretern der PLO teilge- 
nommen und dort politische Ausführungen ge- 
macht hat? 


99. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Was versteht die Bundesregierung unter der Form 
der „stillen Diplomatie“, mit der ein Vertreter der 
PLO Presseberichten zufolge den deutsch-palästi- 
nensischen Dialog gekennzeichnet hat? 
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100. Abgeordneter Würde nach Auffassung der Bundesregierung die 
Spranger Herausgabe der Bahr-Protokolle an die Staatsan- 

(CDU/CSU) waltschaft München im Rahmen des Ermittlungs- 

verfahrens gegen Bundesminister Bahr wegen Falsch- 
aussage vor Gericht nicht auch der Klärung dienen, 
inwieweit die früher veröffentlichten „Bahr-Papiere“ 
der Wahrheit entsprechen, oder welche Nachteile 
muß die Bundesregierung bei Herausgabe der 
Bahr-Protokolle befürchten? 


101. Abgeordneter Trifft die Meldung der ,,Welt“ vom 6. Oktober 1975 
Gierenstein zu, die Zahl der Aussiedler aus der Sowjet- 

(CDU/CSU) Union in den freien Teil Deutschlands sei zurück- 

gegangen, und was hat die Bundesregierung ange- 
sichts der Vielzahl der Ausreisewünsche unter- 
nommen, um statt zu einem Absinken zu einem 
Ansteigen der Zahl der Aussiedler zu kommen? 


102. Abgeordneter Wird die Bundesregierung - und bejahendenfalls auf 
Gierenstein welchem Wege — dagegen Schritte unternehmen, 

(CDU/CSU) daß die Sowjetunion, wie der Generalsekretär des 

Nordatlantischen Bündnisses kürzlich ausgeführt hat, 
sich nicht an die Vereinbarungen aus der KSZE hält, 
insbesondere hinsichtlich der Ankündigung von 
Manövern und der Verletzung der Menschenrechte 
im eigenen Land? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den neuen 
Freundschaftsvertrag zwischen der DDR und der 
UdSSR und insbesondere den Wegfall jener Be- 
stimmungen in den früheren entsprechenden Ver- 
trägen, in denen auf die Einheit Deutschlands 
Bezug genommen wurde? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Teil des 
neuen Freundschaftsvertrags zwischen der DDR 
und der UdSSR, der sich auf Berlin bezieht, und 
insbesondere den Umstand, daß darin der Passus 
des Viermächteabkommens über die Bindungen 
von Berlin (West) an die Bundesrepublik Deutsch- 
land einseitig und verfälschend wiedergegeben wird? 


Ist es richtig, wie polnischerseits verlautbart worden 
ist, daß die Zahl von 120 000 bis 125 000 Aus- 
siedlern bis 1979 sowohl Aussiedler in die Bundes- 
republik Deutschland als auch Aussiedler in die 
DDR umschließt? 


106. Abgeordnete Wird die Bundesregierung - aus Anlaß des Besuchs 
Frau einer nach den Gesetzen der Apartheid zusammen- 

von Bothmer gesetzten Delegation des von Südafrika widerrecht- 

(SPD) lieh besetzten Territoriums Namibia - der süd- 

afrikanischen Botschaft in Bonn unmißverständ- 
lich zu verstehen geben, daß die Bundesregierung 
Südafrikas Anspruch auf Verwaltungshoheit in 
diesem Territorium nicht anerkennt? 


105. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


104. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 
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107, Abgeordneter 

Schinzel 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Weder 
von Mitgliedern der Bundesregierung, noch von 
Mitarbeitern in den Bundesministerien Gespräche 
oder Schriftwechsel mit südafrikanischen Regie- 
rungsstellen, Diplomaten oder Mitarbeitern des 
südafrikanischen Atomic Energy Board (AEB) 
geführt wurden, mit der Zielsetzung, die Mög- 
lichkeit einer nuklearen Zusammenarbeit zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Süd- 
afrika zu prüfen oder zu fördern? 


108. Abgeordneter 

Schinzel 

(SPD) 


Ist aus der Tatsache, daß die Bundesregierung der 
Resolution Nr. 3324 (XXIX) der Vereinten Na- 
tionen vom 16. Dezember 1974 nicht zugestimmt 
hat, in der u. a. in Ziffer E 9, f alle Regierungen 
ersucht werden, ,jede Zusammenarbeit mit Süd- 
afrika auf dem Gebiet der nuklearen oder anderen 
modernen technologischen Forschung, insbesondere 
der mit militärischer Nutzungsmöglichkeit zu 
beenden“ zu schließen, daß die Bundesregierung 
die Zusammenarbeit deutscher Firmen und For- 
schungsinstitute mit Südafrika auf diesem Gebiet 
zulassen und fördern wird? 


109. Abgeordneter Welches ist der Stand des Zustimmungs- oder Rati- 
Dr. Mertes fikationsverfahrens zum Atomwaffensperrvertrag in 

(Gerolstein) Japan, Israel, Brasilien und Indien? 

(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Kommentar 
des stellvertretenden ZK-Mitglieds Ryszard Wojna, 
daß es sich beim „Protokoll“ nur um ,,eine Fami- 
lienzusammenführungsaktion“ handelt und bedeutet 
das, daß Deutsche auf Grund ,, unbestreitbarer 
deutscher Volkszugehörigkeit“ nicht mehr aus- 
siedeln dürfen? 


111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Nachhinein noch der 
Höcherl Meinung, daß die Aufforderung an den deutschen 

(CDU/CSU) Botschafter in Spanien, zur Berichterstattung nach 

Bonn zu kommen, richtig war? 


112. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wurde die Ausreise Deutscher aus den Oder-Neiße- 
Gebieten durch das am 7. August 1975 paraphierte 
Protokoll dahin gehend „konkretisiert“ (vgl. An- 
lage 13 zum Stenographischen Bericht vom 2. Okto- 
ber 1975), daß eine eindeutige völkerrechtliche 
Verpflichtung Polens zur Genehmigung der Aus- 
reisen, die ,, nicht an Bedingungen geknüpft“ sind, 
entsteht und die Wahrnehmung der grundgesetzlich 
gebotenen Schutzpflicht der Bundesrepublik 
Deutschland durch Ausübung des diplomatisch- 
konsularischen Schutzes für Deutsche seitens der 
Volksrepublik Polen eindeutig zugestanden wird? 
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113. 


Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Wie vereinbart sich die von der Bundesregierung 
in New York feierlich erklärte Absicht, bis 1980 
0,7 % des Bruttosozialprodukts für Entwicklungs- 
hilfe zur Verfügung zu stellen, mit der vor wenigen 
Tagen von der Bundesregierung beschlossenen 
mittelfristigen Finanzplanung, die im Entwicklungs- 
hilfeetat für 1979 nominal weniger Öffentliche 
Entwicklungshilfe vorsieht als 1975, so daß sich 
der Anteil der gesamten öffentlichen Entwicklungs- 
hilfe am Bruttosozialprodukt (ODA) nach Schätzun- 
gen 1979 lediglich auf 0,25 % des Bruttosozialpro- 
dukts belaufen wird? 


114. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
Roser nicht — ähnlich anderen EG-Staaten — in der 

(CDU/CSU) Frage des 0,7 %-Ziels angesichts ihrer mittelfristigen 

Finanzplanung einen Vorbehalt eingelegt? 


115. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung die Aussage von 
Bundesminister Bahr am 17. September 1975, ,,In 
New York wurde ein Durchbruch zu Gunsten der 
Entwicklungsländer erreicht“, dem die Bundes- 
regierung vorbehaltlos zugestimmt habe, mit dessen 
Aussage vom 27. September 1975 gegenüber der 
Deutschen Welle - nachdem Kritik an der Haltung 
der Bundesregierung aufgekommen war — , daß die 
Industrieländer und Entwicklungsländer bei ihren 
alten Positionen bleiben und daß niemand Grund- 
satzpositionen und Grundsatzwünsche aufgegeben 
hätte, und worin besteht nach Auffassung der 
Bundesregierung der ,, Durchbruch“ zu Gunsten 
der Entwicklungsländer? 


116. Abgeordneter 

Dr. Todenhöfer 

^CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß sie 
— nachdem sie dem Schlußdokument der 7. Son- 
dergeneralversammlung der Vereinten Nationen 
,,ohne Vorbehalt“ zugestimmt hat — auf der kom- 
menden 4. Welthandelskonferenz auf ihre früheren 
Vorbehalte zurückkommen kann, ohne bei den Ent- 
wicklungsländern erweckte Erwartungen zu ent- 
täuschen? 


117. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in 
Ziffer 1/3 der Schlußdokumente der 7. Sonder- 
generaiversammlung für die 4. Welthandelskonfe- 
renz im nächsten Frühjahr bezüglich des von ihr bis- 
her stets abgelehnten integrierten Rohstoffpro- 
gramms nicht nur ein Prüfungsauftrag, sondern auch 
ein Konkretisierungsauftrag erteilt wurde, wobei 
einzelne Punkte eines solchen integrierten Roh- 
stoffprogramms durch Aufführung in den Auftrag 
bereits präjudiziert werden? 


118. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Weshalb hat die Bundesregierung, im Gegensatz 
zur amerikanischen Regierung, Studien über direkte 
und indirekte Preisindexierungsverfahren mit dem 
Ziel konkreter Vorschläge für die 4. Welthandels- 
konferenz zugestimmt, obwohl sie immer wieder 
beteuert, eine Preisindexierung komme für sie nicht 
in Betracht? 
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119. Abgeordneter 

Werner 


(CDU/CSU) 


In welchen Punkten, in denen von anderen Ländern 
- insbesondere von den USA — Vorbehalte gegen 
das Schlußdokument der 7. Sondergeneralver- 
sammlung gemacht wurden, teilt die Bundesregie- 
rung die dort formulierten Bedenken, und in wel- 
chen Punkten bestehen Meinungsverschiedenheiten? 


120. Abgeordneter 

Werner 

(CDU/CSU) 


Hätte es nach Meinung der Bundesregierung den viel 
beschworenen europäischen Verbund gestört, wenn 
die Bundesregierung wie die fünf EG-Staaten Frank- 
reich, Großbritannien, Italien, Irland und Luxem- 
burg ihrerseits ebenfalls ihre Vorbehalte in wesent- 
lichen Fragen zu Protokoll gegeben hätte, und wenn 
ja, inwieweit? 


121. Abgeordneter 
Josten 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung nicht die Gefahr eines 
bedenklichen Glaubwürdigkeitsverlustes, wenn sie 
international erklärt, sie habe die Absicht, bis 1980 
0,7 % des Bruttosozialprodukts für Entwicklungs- 
hilfe bereitzustellen — das wären nach Schätzungen 
11,1 Milliarden DM im Einzelplan 23 — , während sie 
zugleich national in der mittelfristigen Finanz- 
planung für 1979 lediglich 3,5 Milliarden DM vor- 
sieht und damit für jedermann offen zutage liegend 
beschlossen hat, ihre international erklärte ,, Ab- 
sicht“ nicht zu verwirklichen? 


122 . 


Abgeordneter 

Wawrzik 


(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß auch die deutsche Delegation auf 
der 7. Sondergeneralversammlung der Vereinten 
Nationen bis in die Schlußphase der Beratungen 
hinein Vorbehalte zu den einzelnen Punkten text- 
lich bereits entworfen hatte, wenn ja, um welche 
Punkte handelt es sich, und wie lauten diese vorbe- 
reiteten Vorbehalte? 


123. Abgeordneter 

Wawrzik 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine 
Wiederholung und Bestätigung ihrer auf der 6. Son- 
dergeneralversammlung erhobenen Vorbehalte eine 
Konfrontation zwischen Industrieländern und Ent- 
wicklungsländern bewirkt hätte, und wenn ja, ist 
eine solche Konfrontation durch die Vorbehalte 
der USA zu erwarten, wenn nein, warum hat die 
Bundesregierung ihre Vorbehalte nicht erneuert, 
um bei den Entwicklungsländern keine falschen 
Erwartungen zu wecken? 


124. Abgeordneter 

Dr. Wulff 

(CDU/CSU) 


Versteht die Bundesregierung ihre Aussage, sie 
bleibe ,,bei ihrer Auffassung, daß Währungs- und 
Finanzpolitik kein Ersatz für Entwicklungspolitik 
ist?“ (schriftliche Antwort der Bundesregierung 
vom 2. Oktober 1975 auf die Frage des Abgeord- 
neten Dr. Dollinger, Stenographischer Bericht 
Seite 13 274) dahin gehend, daß die Bundesregie- 
rung bei Beratungen im internationalen Währungs- 
fonds die Herstellung eines link bei der Einrich- 
tung neuer Sonderziehungsrechte ablehnen wird? 


20 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4138 


B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


I . Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Parlamentarische Staats- 
sekretärin beim Bundeskanzler habe gegen das 
Schwarzarbeitsgesetz verstoßen, indem bei ihr 
öffentliche Bedienstete zur Errichtung ihres Ferien- 
hauses beschäftigt waren, und welche Schluß- 
folgerungen zieht — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung aus dem darin zum Ausdruck kommenden 
Verhältnis der Parlamentarischen Staatssekretärin 
zum geltenden Recht? 


2. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung, entsprechend ihrem Ver- 
halten gegenüber Spanien, ihren Ständigen Vertreter 
in Ost-Berlin, Herrn Gaus, zur Berichterstattung 
nach Bonn einberufen, nachdem am Wochenende 
erneut ein Deutscher im Splitterhagel der Mord- 
automaten an der Zonengrenze liegengeblieben ist, 
oder macht die Bundesregierung einen moralischen 
Unterschied zwischen Diktaturen, die in der kom- 
munistischen oder in der westlichen Welt liegen? 


3. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in der Zeit von 
Dezember 1975 bis Anfang April 1976 mit ähn- 
lichem finanziellen Aufwand in Zeitungsanzeigen 
und Broschüren für ihre Politik zu werben, wie dies 
in der Zeit vom Dezember 1974 bis Anfang Mai 
1975 der Fall war (vgl. hierzu die Antwort der 
Bundesregierung vom 21. März 1975 auf eine ent- 
sprechende schriftliche Frage), und welche kon- 
kreten Pläne mit welchen finanziellen Kosten 
bestehen hierfür gegebenenfalls? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bewogen, auf meine 
Anfrage betreffend Veröffentlichung vertraulicher 
Dokumente des Auswärtigen Amtes in dem kommu- 
nistischen Parteien nahestehenden „berliner EXTRA 
dienst“ (Stenographischer Bericht über die 162. 
Sitzung des Deutschen Bundestages, Anlage 28) eine 
Antwort zu geben, die in offenkundigem Wider- 
spruch zu den Einlassungen des Rechtsvertreters der 
Bundesregierung in einem Arbeitsgerichtsprozeß 
steht, von denen die Bonner Zeitungen am 23. Au- 
gust 1975 berichteten, und wie ist nunmehr die 
Antwort der Bundesregierung zu korrigieren? 
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5. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Dr. Zimmermann Zeitung vom 8. Oktober 1975 zu, Moskau und 
(CDU/CSU) Ost-Berlin hätten in den von ihnen Unterzeichneten 

Vertrag Textstellen aus dem Vier-Mächte-Abkom- 
men über Berlin in verkürzter und verfälschter 
Form übernommen und von einer Entwicklung 
der Verbindungen zwischen ihnen und West-Berlin 
in einer Weise gesprochen, wie sie das Vier-Mächte- 
Abkommen für die Bindungen zwischen dem Bund 
und dem Land Berlin vorsieht, und was hat die 
Bundesregierung gegen diesen schwerwiegenden 
Versuch unternommen, den Status der Stadt und 
insbesondere der Westsektoren zugunsten Moskaus 
und Ost-Berlins zu verändern? 


6. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die außenpolitisch be- 
gründete Auffassung, daß es militärpolitische 
und wehrwirtschaftliche Fragen rein zweiseitiger 
Natur zur Sowjetunion, zur Volksrepublik China, 
zu Israel, Syrien und Rumänien außerhalb der 
militärischen Bündnisverflechtung nicht gibt und 
- aus gesamtpolitischen Gründen ~ auch künftig 
nicht geben sollte, und daß Fragen solcher Art 
für den Fall, daß sie auftreten, durch die zivilen 
Beamten der jeweiligen Botschaften wahrgenom- 
men werden können? 


7. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Welche Verträge hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land nach ihrem Beitritt zu den Vereinten Nationen 
im Sinne von Artikel 102 der UNO-Charta beim 
UNO-Generalsekretär registrieren lassen? 


8. Abgeordneter Wird die Bundesrepublik Deutschland künftig auch 
Pohlmann bei der Regierung der Sowjetunion intervenieren 

(CDU/CSU) bevor ein Todesurteil an einem sogenannten Konter- 

revolutionär vollstreckt werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordneter 
von Schoeler 
(FDP) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, woher die im Verfassungsschutzbericht 1973 
und 1974 als ,, neonazistisch“ eingestufte ,, Deutsche 
Bürgerinitiative“ die für den Erwerb eines Anwesens 
bei Schwalmstadt nötigen Geldmittel bezieht? 


10. Abgeordneter 

von Schoeler 
(FDP) 


Hat die Bundesregierung Untersuchungen darüber 
angestellt, ob und gegebenenfalls welche Mitglieder 
der ,, Deutschen Bürgerinitiative“ Angehörige des 
öffentlichen Dienstes sind, und welche Konsequen- 
zen wird die Bundesregierung aus der möglichen 
Mitgliedschaft von Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes in der ,, Deutschen Bürgerinitiative“ ziehen? 
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i 1 . Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


12. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


13. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


14. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


15. A geordneter 

Sehröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


16, Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Welche Aufwendungen hätten vom Bund für Beamte 
1974 erbracht werden müssen, wenn der Bund an- 
statt der Beihilfen die Hälfte des Beitrags zur ge- 
setzlichen Krankenversicherung übernommen hätte, 
und wie hoch ist der Betrag, der 1974 an Beihilfen 
für Beamte gezahlt wurde? 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bundesneben- 
tätigkeitsverordnung (BNV), soweit sie die Mög- 
lichkeit vorsieht, Bediensteten Nebenbeschäfti- 
gungen gegen Entgelt außerhalb des öffentlichen 
Dienstes einzuräumen, daraufhin zu überprüfen, 
ob diese Regelung unter Berücksichtigung der 
bestehenden Arbeitslosigkeit überhaupt noch mit 
dem ,,Wohl der Allgemeinheit^^ (BNV) zu verein- 
baren ist, und wird sie bereit sein, diese Frage 
wegen ihrer übergreifenden Wirkung für die Bundes- 
länder und Gemeinden auf einer der nächsten 
Sitzungen der Innenministerkonferenz zur Dis- 
kussion zu stellen? 


Wodurch könnte nach Ansicht der Bundesregie- 
rung wirkungsvoller, als das bisher mit der gültigen 
Bundesnebentätigkeitsverordnung möglich war, 
vermieden werden, daß zum Beispiel Beamte, die 
in Bauverwaltungen tätig sind, entweder als Kon- 
kur enz oder aber als Zuarbeiter für freischaffende 
Arf litekten und ähnliche Berufsgruppen in Er- 
scl einung treten und dadurch in der Öffentlich- 
keit den Eindruck erwecken, im Hauptberuf nicht 
ausgelastet zu sein oder dienstliche Aufgaben zu- 
gunsten privater Neigungen zu vernachlässigen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, 
d ß viele Seeleute wegen der für sie zu kurzen 
Fiisten zur Briefwahl nicht an Wahlen in der Bun- 
desrepublik Deutschland teilnehmen können, und 
welche Überlegungen werden im Interesse der 
wahlberechtigten Seeleute zu dieser Frage inner- 
halb der Bundesregierung angestellt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der gesamte 
Fischbestand in der Jeetzel im Landkreis Lüchow- 
Dannenberg infolge einer durch die Zuckerfabrik 
Salzwedel in der DDR verursachten Wasserverun- 
reinigung in den letzten Monaten total vernichtet 
wurde und der entsprechende Schaden der Ver- 
seuchung ca. 160 000 DM beträgt, und wenn ja, 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
von der DDR einen Schadensersatz zu bekommen? 


Wie weit ist der Stand des Genehmigungsverfahrens 
des in Neuportz/Pfalz geplanten Atomkraftwerks, 
das von den RWE und den Pfalzwerken als Träger 
errichtet werden soll? 
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17. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit vor einer eventuellen Genehmigung 
des Baues eines Atomkraftwerks bei Neuportz/ 
Pfalz insbesondere die Frage — und diese bewegt 
unsere Bürger — prüfen, wie sich die Häufung von 
weiter geplanten Atomkraftwerken, der Bau von 
Staustufen, Schädlingsbekämpfung (Schnaken) usw. 
im Rheingraben als Gefahr für die Bürger und als 
übermäßigen Eingriff in die Natur auswirken wer- 
den? 


18. 


Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über Straftaten von Angehörigen und Beauftrag- 
ten des African National Congress (ANC) in der 
Bundesrepublik Deutschland vor, und zu welchen 
Schritten der Bundesregierung geben diese Anlaß? 


19. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wann und in welcher Höhe werden die DDR-Be- 
hörden wegen ihrer giftigen Abwässer in nieder- 
sächsische Flüsse Schadensregulierungen vorneh- 
men? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


20. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Auftrags- 
erteilungen an Bauunternehmer mit öffentlicher 
Bezuschussung in Höhe von 15 bzw. 30 Prozent 
im Rahmen des Konjunkturprogramms von den 
Finanzämtern teilweise dazu benutzt werden, 
bei den auftragnehmenden Baufirmen unverzüglich 
die Begleichung von Steuerrückständen anzumah- 
nen, und beabsichtigt die Bundesregierung, durch 
entsprechende Verwaltungsanweisungen diese zwar 
pflichtgemäße, aber für den Erfolg des Konjunktur- 
programms psychologisch nachteilige Handlungs- 
weise abzumildern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


2 1 . Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Preussag 
Wolfram Vorstandsvorsitzenden Dr. Saßmannshausen im 

(Recklinghausen) Bergbau-Jahrbuch 1975 erhobene Forderung, eine 
(SPD) noch höhere Abdeckung der Risiken bei der Roh- 

stoffbeschaffung im Ausland durch die öffentliche 
Hand sicherzustellen? 


22. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung die Vorlage eines 
Wolfram aktualisierten Konzepts zur Sicherung der zu- 

(Recklinghausen) künftigen Rohstoffversorgung? 

(SPD) 
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23. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Mittel des Bundes und der 
Länder zur Förderung der Wirtschaft in der Praxis 
zum allergrößten Teil für Infrastrukturmaßnahmen 
eingesetzt werden, da die Höhe der Fördersätze 
für die Betriebe keinen hinreichenden Anreiz 
mehr darstellt für eine Inanspruchnahme? 


24. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 
(SPD) 


Welche Unterstützungsmaßnahmen konnte die Bun- 
desregierung bisher im Rahmen ihrer Sonderpro- 
gramme zur Förderung der Infrastruktur und Stadt- 
sanierung für den von einer besonders hohen Ar- 
beitslosenquote betroffenen Raum des Mayener 
Arbeitsamts vormerken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung der Bericht ,,Friß Vogel 
und stirb“ im Zeitmagazin vom 19. September 
1975 bekannt, und was kann auch von Staats wegen 
dagegen getan werden, daß angeblich die Hälfte 
aller bei uns lebenden Vogelarten zum Tode ver- 
urteilt ist? 


26. Abgeordneter 

Geldner 

(FDP) 


Wenn die Aussage des bayerischen Umweltschutz- 
ministeriums richtig ist, daß 566 einheimische 
Pflanzen auszusterben drohen und vor allem die 
Alpenblumen in Gefahr sind, muß dem tatenlos 
zugesehen werden, oder was kann - nach Ansicht 
der Bundesregierung — geschehen, um diesen 
Schaden von der Natur abzuwehren? 


27. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation auf 
dem EG-Markt bei Futterpflanzensaatgut, insbe- 
sondere im Hinblick auf das Verhalten der EG- 
Partner Dänemark und Holland, und welche Fol- 
gerungen zieht sie daraus zur Erhaltung langfristi- 
ger Aufrechterhaltung der deutschen Erzeugung? 


28. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie lange gedenkt die Bundesregierung noch die 
Rücknahme der Zulassung von Methylbromid im 
Gemüsebau zu überprüfen (Antwort auf meine 
Fragen vom 21. Februar 1975 Nr. 25 und 26), 
wobei die Anwendung in den Niederlanden er- 
laubt ist und das holländische Gemüse von deut- 
schen Verbrauchern ständig konsumiert wird? 


29. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Impor- 

Eigen teure von Gemüse aus den Niederlanden risiko- 

(CDU/CSU) los importieren können, da Gemüse von den deut- 

schen Lebensmittelüberwachungsämtern gar nicht 
auf organisches Bromid untersucht werden kann? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


30. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung um sicher- 
Dr. Haenschke zustellen, daß zivildienstleistende Ärzte in Kranken- 

(SPD) häusern nicht als Pförtner, Pfleger oder Kranken- 

fahrer sondern als Ärzte eingesetzt werden? 


31. Abgeordneter 

Katzer 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung im Rahmen der Sorge- 
pflicht, die Interessen aller Deutschen zu wahren, 
nach wie vor für angebracht, daß deutsche Staats- 
bürger aus Ostblockstaaten ihre ihnen zustehende 
und auf Sperrkonten lagernde Rente nach § 1317 
RVO, auch wenn sie sich in der Bundesrepublik 
Deutschland auf Besuch befinden, nicht in An- 
spruch nehmen können? 


32. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Haushalts- 
voranschläge der im Verband Deutscher Renten- 
versicherungsträger zusammengeschlossenen Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung, wonach der 
Zuschußbedarf gegenüber der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte 1976 fast 15 Milliarden DM 
statt der von der Bundesregierung bisher veran- 
schlagten 4 Milliarden DM beträgt, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung die Haushaltspläne dieser 
Rentenversicherungsträger und ihrer Auswirkungen 
auf die Liquidität der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte in den kommenden Jahren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


33. Abgeordneter Ist die nach der Verlegung des leichten Kampfge- 
Dr. Waigel schwaders vom Militärflugplatz Leipheim, Land- 

(CDU/CSU) kreis Günzburg, von diesem Flugplatz ausgehende 

Lärmbelastung größer oder geringer geworden? 


34. Abgeordneter 
Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung infolge der durch 
den Abzug des leichten Kampfgeschwaders erfolg- 
ten veränderten Lärmbelastung gemäß § 4 Abs. 2 
des Gesetzes zum Schutz gegen den Fluglärm eine 
Neufestsetzung der Lärmzonen in absehbarer Zeit? 


35. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Welche Projekte der Bundeswehr werden im Raum 
München mit den aus dem Förderungsprogramm für 
die Bauwirtschaft im Bereich der Verteidigung im 
Haushalt 1975/76 für Bayern zur Verfügung stehen- 
den Summe von 60,3 Millionen DM gefördert? 


36. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Auf welcher rechtlichen Grundlage basiert die An- 
weisung des Bundesverteidigungsministers an die 
Truppe, derzufolge für Soldaten auf Zeit, die sich 
nach dem 10. September 1975 verpflichtet bzw. 
weiterverpflichtet haben, bereits die Übergangs- 
beihilferegelung entsprechend dem Artikelgesetz 
gelten soll? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


37 . 


Abgeordneter 

Dr. Arnold 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in Frankreich und in den USA be- 
sonders wirksame neue Impfstoffe gegen Grippe- 
erkrankungen entwickelt worden sind, und wann 
werden diese gegebenenfalls in der Bundesrepublik 
Deutschland zugelassen? 


38. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang werden sich Kürzungen für 
Leistungen nach dem Krankenhausfinanzierungs- 
gesetz auf Grund des sogenannten Haushaltsstruk- 
turgesetzes auf die dringend notwendige Verwirk- 
lichung der Krankenhausplanungen der Stadt 
München auswirken? 


39. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Welche rechtlichen und politischen Möglichkeiten 
hat die Bundesregierung ergriffen, um die Einfuhr 
von Tischweinen in Bocksbeuteln — oder zum 
Verwechseln ähnlichen Flaschenformen - aus 
Drittländern in den Raum der EG zu verhindern, 
da doch der Bocksbeutel gesetzlich geschützt und 
ausdrücklich geprüften Qualitätsweinen Vorbehalten 
ist, um so die Verbraucher und die fränkischen 
Winzer zu schützen? 


40. Abgeordnete 

Frau 

Grützmann 

(SPD) 


Erwägt die Bundesregierung auf Grund des Be- 
richts (s. Augsburger Allgemeine vom 20. Septem- 
ber 1975) die Einstellung der finanziellen Förde- 
rungsmittel für die Beratungsstelle (Pro Familia) in 
Augsburg, oder werden diese weiter gewährt im 
Interesse der zu betreuenden Frauen unabhängig 
von den in der Beratungsstelle tätigen Personen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


41. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung eine verbindliche Aus- 
kunft über den Bau der geplanten S-Bahn Offen- 
bach-Dietzenbach geben und für die Zwischen- 
zeit bis zur Inbetriebnahme ein verbessertes Zug- 
angebot mit vermehrten Anschlußmöglichkeiten 
in Offenbach Zusagen? 


42. Abgeordneter Bis wann ist mit dem endgültigen Ausbau der B 37 

Baier von Heidelberg in Richtung Eberbach— Mosbach 

(CDU/CSU) insbesondere im hessischen Landesteil zu rechnen 

bzw. welche Pläne bestehen? 
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43. Abgeordneter 

Baier 

(CDU/CSU) 


Teilt der Bundesverkehrsminister die Auffassung, 
daß die B 37 im Neckartal insbesondere im Hinblick 
auf die Bedeutung des Fremdenverkehrs alsbald end- 
gültig ausgebaut und mit entsprechenden Rast- 
plätzen versehen wird? 


44, Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Welche Regelungen sind in den Schiffahrtsvorschrif- 
ten nach Artikel 5 des Übereinkommens über die 
Schiffahrt auf dem Bodensee in der inzwischen ver- 
einbarten Bodenseeschiffahrtsordnung vorgesehen, 
die dem Schutz der Umwelt gegen Beeinträchti- 
gungen durch die Schiffahrt dienen (vgl. Artikel 5 
Abs. 2 e und Abs. 4 des Übereinkommens)? 


45. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Setzt sich die Bundesregierung mit ihren Möglich- 
keiten dafür ein, daß die Bodenseeschiffahrts- 
ordnung tatsächlich zum 1. März 1976 und damit 
rechtzeitig vor Beginn der neuen Wassersport- 
saison in Kraft tritt, nachdem sie in ihrer Ant- 
wort vom 24, September 1975 auf meine ent- 
sprechende Frage nur von der Möglichkeit dieses 
Termins für das Inkrafttreten gesprochen hat? 


46- Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen 
als Folge von Flußstauungen, z. B. als Folge von 
Rheinstauungen, Druckwasserschäden aufgetreten 
sind, und wie wurde in solchen Fällen die Schadens- 
regulierung vorgenommen? 


47. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bundes- 
bahnumladestelle Offenburg aufgelöst werden soll, 
und ist gegebenenfalls sichergestellt, daß die 130 
Bundesbahnangehörigen, die von einer Auflösung 
unmittelbar betroffen werden, nicht arbeitslos 
werden? 


48. Abgeordneter 
Dreyer 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Verkehrs- 
beschilderung auf der Autobahn A 7 Flensburg- 
Hamburg— Hannover im Bereich der Freien und 
Hansestadt Hamburg lediglich Angaben über den 
Anschlußstellennamen bzw. Hinweise auf die 
Hamburger Stadtteile enthält, und ist sie bereit 
und in der Lage, für eine zusätzliche ausreichende 
Beschilderung im Interesse der Verkehrsteilnehmer 
in diesem Bereich Sorge zu tragen? 


49. Abgeordneter 

MUz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Untersuchungen 
darüber anzustellen, ob und inwieweit als Ersatz 
für die Spikes-Reifen im Winter insbesondere in 
Mittelgebirgslagen andere Reifen verwendet werden 
könnten, und ist die Bundesregierung sich darüber 
im klaren, daß durch das Verbot von Spikes-Reifen 
die Verkehrsunsicherheit in Mittelgebirgslagen im 
Winter durch Eis- und Glättebildung auf den 
Straßen erheblich vergrößert worden ist? 
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50. Abgeordneter 
Müz 

(CDU/CSU) 


In welche Dringlichkeitsstufe ist der Ausbau der 
Autobahn A 61 (Erfttalstraße) im Abschnitt Ker- 
pen-Jackerath aufgenommen worden, und wann 
kann mit dem Ausbau der einzelnen Bauabschnitte 
auf Grund der derzeitig zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mittel sowie mit der Übergabe an den 
Verkehr der A 6 1 gerechnet werden? 


5 1 . Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
ob es geeignete Meßinstrumente zur Feststellung 
des Promillegehalts zum Einbau in Kraftfahrzeuge 
gibt, die bei einer Überschreitung der zulässigen 
Promillegrenze ein Anlassen des Motors verhindern 
oder in anderer Weise das Anfahren blockieren 
würden? 


52. Abgeordneter Wenn ja, wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Schmidt Kosten solcher Installierungen im Einzelfall bzw. 

(Kempten) bei serienmäßiger Herstellung? 

(FDP) 


53. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung den Bau der 
Bundesautobahn A 48, Teilstrecke Wetzlarer- 
Kreuz— Krofdorf-Gleiberg, und wie beurteilt sie in 
diesem Zusammenhang die mit Schreiben vom 
3. Oktober 1975 dem Bundesminister für Verkehr 
übermittelte Stellungnahme zu diesem Projekt? 


54. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Wie ist zur Zeit aus Sicht der Bundesregierung der 
Planungsstand der A 49 (früher A 91) zur Strecken- 
führung in der Gemarkung Darmstadt, und mit wel- 
chem Zeitablauf rechnet die Bundesregierung beim 
Ausbau dieser Strecke? 


55. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Wer behindert nach Auffassung der Bundesregierung 
den weiteren Ausbau der B 3 in der Gemarkung 
Darmstadt, Stadtteil Eberstadt, bzw. wann darf 
nach Vorstellung der Bundesregierung mit dem 
Ausbau dieses Streckenabschnitts gerechnet wer- 
den? 


56. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei 
einer Neuordnung der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung das Wasser- und Schiffahrtsamt Saar- 
brücken wegen der grenzüberschreitenden Aufgaben 
(Wasserstraßenverbindung mit Frankreich) und der 
Bedeutung, welche die Saar nach der Kanalisierung 
als Wasserstraße haben wird, bestehen bleiben muß? 


57. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an den von ihr mehrmals 
Dr. Fuchs bestätigten Fertigstellungsterminen für die Teil- 

(CDU/CSU) abschnitte der Bundesautobahnneubaustrecken 

Deggendorf - Passau/West (1978), Passau/Süd 
(1979) und Deggendorf — Sautorn (1979) fest? 
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58. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die ersatzlose, und für die 
auf eine öffentliche Linie angewiesene betroffene 
Bevölkerung sowie für die öffentlichen Stellen 
überraschende, Einstellung der Bahnbuslinie Weis- 
main— Mainleus— Kulmbach durch die Deutsche 
Bundesbahn mit ihren raumordnerischen Zielen 
und dem Zonenrandförderungsgesetz für verein- 
bar, und welche Dienststellen wurden vor der 
ersatzlosen Einstellung der Busstrecke konsultiert? 


59. Abgeordneter 

Dr, Schweitzer 
(SPD) 


Wann ist nunmehr mit einer Inangriffnahme der seit 
Jahren überfälligen Umgehungsstraße B 9 im Raum 
Bad Breisig zu rechnen, und worauf führt es die 
Bundesregierung zurück, daß trotz einer regel- 
mäßigen Bereitstellung von entsprechenden Bundes- 
mitteln üie Arbeiten bislang zur Beseitigung ständig 
wiederkehrender Großstaus in diesem Raum nicht 
in Angriff genommen werden konnten? 


60. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die dem Bundesbahnbetriebsamt 
Bad Hersfeld angegliederte Zugleitung ,, Frankfurt 
Nord-Süd“ von Bad Hersfeld nach Frankfurt verlegt 
werden soll, obwohl diese Zugleitung erst 1968 
von Bad Hersfeld nach Kassel (Kosten etwa 
100 000 DM) verlegt und von dort 1974 wieder 
zurück nach Bad Hersfeld beordert wurde (Kosten 
80 000 DM)? 


61. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten würden bei einer Verlegung der dem 
Bundesbahnbetriebsamt Bad Hersfeld angegliederten 
Zugleitung ,, Frankfurt Nord-Süd“ von Bad Hersfeld 
nach Frankfurt in Frankfurt entstehen, und wie 
viele Bundesbahnbedienstete müßten innerhalb von 
sieben Jahren die dritte Versetzung mit Wohnsitz- 
verlegung auf sich nehmen? 


62. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Welches Verkehrskonzept hat die Bundesregierung 
für die Erhaltung eines ausreichenden Eisenbahn- 
netzes und für die Schaffung eines den Bedürf- 
nissen dieses Raumes angemessenen Fernstraßen- 
anschlusses für das Gebiet des südlichen Ober- 
schwabens (Region Bodensee— Oberschwaben), und 
in welchen Zeitabschnitten soll dieses Konzept 
verwirklicht werden? 


63. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die Stadt Bad Soden bezüglich 
des ehemaligen Postdienstgebäudes in Bad Soden/ 
Taunus, Kronberger Straße 6, von der Deutschen 
Bundespost nicht über die Tatsache, daß sie zum 
Verkauf und nicht nur, wie die Stadt Bad Soden 
annahm, zum Tausch bereit war, informiert worden 
ist? 


64. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Welches sind die wirklichen Gründe, die die Bundes- 
regierung veranlaßt haben, die Auflösung der Ober- 
postdirektion Tübingen ins Auge zu fassen, nach- 
dem seitens der Landesregierung und der zuständi- 
gen Gewerkschaften überzeugende Argumente für 
ihre Erhaltung und gegen die Annahme ins Feld 
geführt worden sind, mit der Auflösung dieser 
Oberpostdirektion lasse sich ein wirksamer Ein- 
sparungseffekt für die Deutsche Bundespost er- 
reichen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


65. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des Tagesspiegel vom 7. Oktober 
1975 zu, eine 74jährige Deutsche aus West-Berlin sei 
am 6. Oktober 1975 bei der Einreise in die „DDR“ 
über den Kontrollpunkt Drewitz verhaftet und ab- 
geführt worden, und wie beurteilt - bejahenden- 
falls — die Bundesregierung diesen neuerlichen Akt 
einer unmenschlichen Politik im Hinblick auf das 
mit dem Grundvertrag und mit den Ergebnissen 
der KSZE angestrebte Verhältnis zwischen Bonn 
und Ost-Berlin? 


66. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 8. Oktober 1975 zu, eine Verein- 
barung mit Ost-Berlin über die Kosten einer Er- 
neuerung der Autobahn zwischen Berlin und Helm- 
stedt stünde kurz vor dem Abschluß und werde 
vorsehen, daß Ost-Berlin etwa ein Drittel der Kosten 
aus Mitteln der ihm von Bonn zu zahlenden soge- 
nannten Transitpauschale aufbringt, und welche 
nachgeprüften Angaben liegen der Bundesregierung 
über die anteilige Benutzung der Autobahn und 
ihrer einzelnen Abschnitte durch Fahrzeuge aus dem 
Ostberliner Herrschaftsbereich, aufgeschlüsselt nach 
Personen- und Lastkraftwagen, vor? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
F orschung und Technologie 


67. Abgeordneter Wie hoch waren die Ausgaben für die Herstellung 
Dr. Stavenhagen und den Versand des Forschungsberichts IV in- 
(CDU/CSU) clusive der Ausarbeitung für die Umfrage bei Per- 

sonen und Institutionen und der Auswertung der 
Umfrage, und welche Folgerungen hat das Bundes- 
forschungsministerium insbesondere aus den Stel- 
lungnahmen der angesprochenen Personen im 
Rahmen seiner Forschungspolitik gezogen, und wie 
ist dies anhand einiger Beispiele zu belegen? 


68. Abgeordneter 
Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten entstanden für die Herstellung und 
den Versand des Forschungsberichts V, die Aus- 
arbeitung der Umfrage und die Auswahl der Adres- 
sen, Porto und Versand sowie die Auswertung der 
Stellungnahmen zum Forschungsbericht V, und 
welche Institutionen sind hiermit beauftragt? 


69. Abgeordneter 

Dr. Haenschke 
(SPD) 


Wie hoch sind die Bundesmittel (aufgeschlüsselt 
nach Jahren), die bisher in der Gesellschaft für 
Kernforschung in Karlsruhe für die Entwicklung 
des sogenannten „Trenndüsenverfahrens“ einschließ- 
lich Vorstudien und Grundlagenforschungen aus- 
gegeben worden sind? 


Bonn, den 10. Oktober 1975 
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